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Bündnis Brementrojaner – Pressemitteilung

Das Bremische Polizeigesetz soll verschärft werden:  
Das Bündnis Brementrojaner stellt sich dem entgegen.  

Kein weiterer Abbau von Grundrechten!
4. April 2018 – In Bremen treibt die rot-grüne Landesregierung im Eiltempo und ohne gesellschaftliche Debatte eine folgenschwere 
Änderung des Bremischen Polizeigesetzes voran. Der Senator für Inneres hat einen entsprechenden Gesetzentwurf am 15. Dezem-
ber 2017 vorgelegt. Er sieht gravierende rechtsstaatliche, grund- und datenschutzrechtliche Eingriffe vor.

Seit der ersten öffentlichen Debatte in der Innendeputation am 
10. Januar 2018 steht der Entwurf des Innensenators in der öf-
fentlichen Kritik. Inzwischen haben die rot-grünen Koalitions-
partner den Entwurf intern überarbeitet; über das Ergebnis wird 
wahrscheinlich am 12. April 2018 in der Innendeputation abge-
stimmt. Auch nach möglichen Änderungen durch die rot-grüne 
Koalition wird unsere grundsätzliche Kritik an der Verschärfung 
des Bremischen Polizeigesetzes bestehen bleiben.

Denn die Konsequenzen sind:

• weitreichender Ausbau staatlicher Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum,

• Einführung von „elektronischen Fußfesseln“ zur lückenlosen 
Aufenthaltskontrolle mutmaßlicher „Gefährder“ – also von 
Menschen, die nicht etwa Straftaten begangen haben, son-
dern denen solche aufgrund bestimmter Anhaltspunkte le-
diglich zugetraut werden,

• massive Ausweitung der polizeilichen Überwachung elektro-
nischer Kommunikation mittels Computern und Smartpho-
nes, insbesondere durch heimlich eingeschleuste Schadsoft-
ware („Staatstrojaner“).

Das Bündnis Brementrojaner ist ein Zusammenschluss verschie-
dener zivilgesellschaftlicher und politischer Gruppen und Per-
sonen. Wir lehnen die geplante massive Überwachung und die 
damit einhergehenden gravierenden Grundrechtseingriffe ent-
schieden ab. Die vorgeblich notwendigen Sicherheitsverschär-
fungen sind unverhältnismäßig und widersprechen rechtsstaat-
lichen Prinzipien.

Susanne Wendland, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft 
(parteilos) und Sprecherin für das Bündnis: „Es geht um unsere 
freiheitlich demokratische Grundordnung. Um unsere Freiheits- 
und Grundrechte, die angegriffen werden. Schlimmer noch: Sie 
werden ignoriert. Um uns vorzugaukeln, wir hätten die terrori-
stische Gefahr im Griff. Sicherheitsfolklore nenne ich das, die 
zu nichts taugt. Deswegen lehnen wir als Bündnis die geplante 
Gesetzesverschärfung vollständig ab.“

Die geplante Erweiterung von Videoüberwachung ist nicht hin-
zunehmen. „Bereits jetzt ist Videoüberwachung in Bremen weit 
verbreitet, obwohl ein entsprechender Nutzen nicht nachge-
wiesen ist“, sagt Bündnissprecherin Maike Schmidt-Grabia von 
Digitalcourage e. V. Bremen „Noch mehr Kameras werden un-
sere Freiheit weiter einschränken. Denn wer beobachtet wird, 
ist nicht frei.“

Mit dem Argument der Terrorismusabwehr sollen der Polizei 
weitreichende Grundrechtseingriffe auch in unser aller Privat- 
und Intimsphäre ermöglicht werden.

Rolf Gössner, Internationale Liga für Menschenrechte und 
Bündnissprecher: „Der Bremer Gesetzentwurf reiht sich mit be-
sonders eingriffsintensiven Polizeibefugnissen in eine bundes-
weite Entwicklung ein, mit der mühsam errungene Grund- und 
Freiheitsrechte abermals massiv eingeschränkt werden, um ver-
meintlich mehr Sicherheit zu erreichen. Insgesamt ein weiterer, 
verfassungsrechtlich hoch problematischer Schritt in Richtung 
präventiver Sicherheitsstaat.“

Eingeschränkt werden die Freiheitsrechte u. a. durch das heim-
liche Einschleusen von „Staatstrojanern“ in Computer und 
Smartphones. Der Staatstrojaner zerstört das Grundrecht auf 
Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität von IT-Syste-
men. Dazu sagt Bündnissprecher Aaron Lye vom Forum Infor-
matikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung 
e. V. (FIfF): „Eingriffe in Rechnersysteme als Ermittlungsinstru-
ment stellen strukturelle Gefahren für IT-Systeme und damit 
letztendlich für uns alle dar. Denn sie öffnen Missbrauch und 
gefährlichen Attacken Tür und Tor.“

Das Bündnis Brementrojaner verurteilt zudem die Art und 
Weise, wie der Gesetzentwurf möglichst lautlos durch das Ge-
setzgebungsverfahren gedrückt werden soll. Eine öffentliche 
parlamentarische Anhörung von Sachverständigen – wie etwa 
in Hessen – fand bisher nicht statt. Susanne Wendland (MdBB): 
„Es ist vollkommen unverständlich, dass eine rot-grüne Regie-
rungskoalition solche tiefgreifenden Eingriffe in Grund- und 
Freiheitsrechte plant, ohne zuvor eine breite öffentliche De-
batte in der Gesellschaft geführt zu haben.“

Das Bündnis Brementrojaner fordert die regierenden Parteien 
dazu auf, den laufenden Gesetzgebungsprozess für das Bremi-
sche Polizeigesetz abzubrechen.

Wer Freiheit für Sicherheit aufgibt, wird beides verlieren!

BündnispartnerInnen (in alphabetischer Reihenfolge):

• Chaos Computer Club Bremen e. V. (CCCHB)
• Digitalcourage e. V. – Ortsgruppe Bremen
• Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche 

Verantwortung e. V. (FIfF)
• GRÜNE JUGEND Bremen
• Humanistische Union – Landesverband Bremen (HU)
• Internationale Liga für Menschenrechte e. V. (ILMR)
• Piratenpartei – Landesverband Bremen
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• ver.di – Ortsverein Bremen
• Verein für Rechtshilfe im Justizvollzug des Landes Bremen 

e. V.
• Susanne Wendland, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft 

(parteilos)
• Elke Bahl und Prof. Dr. Helmut Pollähne vom Kriminalpoliti-

schen Arbeitskreis Bremen (kripak)

Unsere Website: https://brementrojaner.de/

Nach den Protesten wurde die Initiative durch die Grünen, die 
gemeinsam mit der SPD in Bremen regieren, zunächst gestoppt. 
Der weitere Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens ist unklar.

BAfF – Berliner Allianz für Freiheitsrechte – Pressemitteilung

Berliner Allianz für Freiheitsrechte für die Sicherung grundgesetzlich garantierter 
Freiheit hat sich gegründet!

11. April 2018 – Am 11. April 2018 hat sich die Berliner Allianz für Freiheitsrechte gegen das von Thomas Heilmann, Heinz Busch-
kowsky und anderen angestrebte Volksbegehren gegründet. Die Berliner Allianz für Freiheitsrechte will, dass sich Parteien und Zivil-
gesellschaft gleichermaßen gegen den Ausbau von Videoüberwachung und für die Freiheitsrechte der Menschen einsetzen.

Max Althoff, Rechtsanwalt, erklärt dazu: „Die geplante massen-
hafte Videoüberwachung der Initiative mit dem irreführenden 
Namen ‚Aktionsbündnis für mehr Videoaufklärung und Daten-
schutz‘ stellt die Menschen unter Generalverdacht, schafft Miss-
trauen und verändert die Art, wie wir miteinander umgehen. 
Eine Ausweitung der Videoüberwachung oder gar eine Tonüber-
wachung im öffentlichen Raum lehnen wir daher ab. Videoüber-
wachung ist der Einstieg in ein umfassendes Überwachungssys-
tem für mehr Kontrolle über jeden von uns.“

Maximilian Blum, Sprecher der LAG Netzpolitik der Linken er-
gänzt: „Mit der vom Volksbegehren angestrebten ‚intelligenten 
Technik‘ der Videoüberwachung sollen mittels eines ’speziellen 
Algorithmus‘ ‚potentiell gefährliche Situationen‘ in ‚automatischer 
Früherkennung‘ identifiziert werden. Hieraus geht eindeutig her-
vor, dass es nicht nur um Täteraufklärung geht, sondern um die 
massenhafte Überwachung von Personen, denen ausgehend von 
entsprechenden Algorithmen ein mehr oder weniger großes Po-
tential zur Begehung einer Straftat pauschal zugesprochen wird. 
Eine so umfassende Überwachungstechnologie schlägt schnell 
von einer Verhaltensanalyse in eine Verhaltenssteuerung um.“

Aus Sicht der Berliner Allianz für Freiheitsrechte führt ein Ausbau 
der Videoüberwachung niemals zu mehr Sicherheit. „Sie kann nur 
ein rein subjektives Unsicherheitsgefühl beruhigen, führt letztend-
lich aber nur zur Verlagerung der Kriminalität an andere Orte“, so 
Thilo Weichert vom Netzwerk Datenschutzexpertise. „Zielgerech-
ter wäre es, wenn die Ursachen der Probleme analysiert würden 
und die Politik sich aktiv mit deren Beseitigung beschäftigte, anstatt 
weiter auf eine Politik der Verdrängung und Repression zu setzen.“

Alexander Spies, der ehemalige Vorsitzende der Piratenfraktion 
im Abgeordnetenhaus, ergänzt: „Mit der Fokussierung auf Vi-
deoüberwachung machen sich die Initiatoren einen schlanken 
Fuß, führen die Menschen und ihre Sorgen in die Irre und ver-
weigern tatsächliche Antworten auf sicherheitspolitische Frage-
stellungen. Damit setzt das Volksbegehren den Weg der Berliner 
CDU fort, den diese schon als Teil des Senats verfolgte: die reine 
Verschleppung der Probleme.“

Auch das massenhafte Speichern von Daten stößt bei der Berli-
ner Allianz für Freiheitsrechte auf erhebliche Kritik. Dazu Werner 

Hülsmann, stellvertretender Vorsitzender der Deutschen Verei-
nigung für Datenschutz: „Es ist bekannt, dass das massenhafte 
Speichern von Daten weitere Begehrlichkeiten weckt und im-
mer auch die Gefahr birgt, dass diese abhanden kommen. Das 
Grundrecht auf Datenschutz und informationelle Selbstbestim-
mung kann bei Nutzung so einer Masseninfrastruktur nicht ga-
rantiert werden. Deshalb stellt ein Ausbau der Überwachung 
sogar ein erhöhtes Sicherheitsrisiko dar. Die gewonnenen Ton- 
und Videodaten werden aufgrund der riesigen Masse nur auto-
matisch ausgewertet. Ob hier Ballspiele von Schlägereien un-
terschieden werden können, ist höchst fraglich. Ein direktes 
Eingreifen bei einer Gefahr findet nicht statt, weil Kameras nie-
mals eingreifen und einer bedrängten Person helfen können. 
Das bringt kein Mehr an Sicherheit, und auch keine PolizistIn ist 
bei einer gefährlichen Situation tatsächlich vor Ort.“

Auch rechtlich sei das Volksbegehren zweifelhaft. Louisa Hat-
tendorff, Sprecherin der Grünen Jugend Berlin, führt aus: „Das 
Volksbegehren weckt erhebliche verfassungsrechtliche Beden-
ken. Es sollen auch massenhaft Tonaufnahmen erhoben und ei-
nen Monat gespeichert werden. Der Gesetzeswortlaut lässt jede 
Verhältnismäßigkeit vermissen. Es ist ein Treppenwitz der Ge-
schichte, dass gerade ein ehemaliger Justizsenator so leichtfertig 
mit den Grenzen unseres Grundgesetzes und den Freiheiten der 
Menschen umgeht.“

Rebecca Cotton sagt: „Wir wollen, dass der Schutz der Privat-
sphäre, welche sich in Verbindung mit dem einzigen nicht ein-
schränkbaren Grundrecht, der Menschenwürde, aus der Verfas-
sung ableitet (Art. 2 Abs.1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG), erhalten 
bleibt. Dieser Schutz darf nicht unter dem Deckmantel der Si-
cherheit der BürgerInnen zur Ausweitung der Macht und Infor-
mationshoheit des Staates ausgehöhlt werden.“

Axel Bussmer von der Humanistischen Union ergänzt: „Auf-
grund der zahlreichen, inzwischen von Fachleuten, der Berli-
ner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit, und 
Verbänden geäußerten verfassungsrechtlichen Bedenken for-
dern wir die Senatsverwaltung auf, das Gesetzesvorhaben dem 
Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin zur rechtlichen Prü-
fung vorzulegen und keine Gespräche mit dem Überwachungs-
bündnis zu führen.“
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